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■■ Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,
Das Kölner Amtsgericht hat gegen den
langjährigen SPD-Fraktionschef  Norbert
Rüther Untersuchungshaft angeordnet. Es
besteht der dringende Tatverdacht, dass
Norbert Rüther Schmiergelder in Milli-
onenhöhe im Zusammenhang mit dem
Bau der Kölner Müllverbrennungsanlage
angenommen hat. Einer der einflussreich-
sten Politiker in Köln soll demnach kor-
rupt sein. Mit ihm sind der Entsorgungs-
unternehmer Trienekens und der dubiose
Unternehmensberater Wienand ebenfalls
verhaftet worden. Lange Zeit hat der bra-
ve Bürger noch geglaubt, die Politiker
würden Gemeinwohlinteressen vertreten.
Nunmehr bestehen hinreichende Ver-
dachtsmomente, dass das Kapital und die
Politiker Hand- in – Hand zum Nachteil
der Bürger in ihre eigene Tasche gewirt-
schaftet haben. 

OB Schramma versucht nunmehr, das
korrupte und marode Klüngelsystem zu
„reformieren“, indem er einen „Ehrenko-
dex“, überwacht durch einen  „Ehrenrat“,
ins Leben rufen will. Im Ehrenkodex soll
niedergeschrieben werden, woran sich je-
des Ratsmitglied aufgrund der Gemeinde-
ordnung sowieso halten soll. Mit dem Eh-
renrat wollen sich Politik und Wirtschaft
selber kontrollieren! Jeder kann sich den-
ken, was dabei rauskommt. Die PDS/Of-
fene Liste fordert, die Zahl der Aufsichts-
ratsposten zu begrenzen. Zudem bedarf
es größerer Transparenz bei der Aus-
schreibung von Projekten!

Mehr Glaubwürdigkeit und Transpa-
renz fordert die PDS/Offene Liste auch in
der Flüchtlingspolitik. Lange Zeit heuchel-
te die CDU/FDP-Ratsmehrheit, die An-
mietung von Containern zur Unterbrin-
gung von Flüchtlingen auf dem ehemali-
gen CFK- Gelände sei nur deshalb erfor-
derlich, weil nicht genügend Wohneinhei-
ten zur Verfügung ständen. Inzwischen
steht fest, dass Wohneinheiten nicht ge-
nutzt werden, z.B. 100 Wohnungen in der
Uracher Straße. Es bleibt abzuwarten, wel-
chen Vorwand die CDU/FDP- Mehrheit
sich nunmehr einfallen lässt, um das Con-
tainerlager in Kalk aufrecht zu erhalten,
statt alle anderen Möglichkeiten einer de-
zentralen Unterbringung zu prüfen und
umzusetzen.  Eure Sengül Senol

„Es kann nicht gut gehen, Menschen, die
hier sind, zur Abschreckung zu benutzen.“

Diese Aussage machte der CDU-Frak-
tionsvorsitzende nach einer Besichtigung
des Kölner Containerlagers in Kalk. Und
da Rolf Bietmann auch der Bundestags-
kandidat der Kölner CDU in Ehrenfeld,
Nippes und Chorweiler  ist – wo der Mi-
grantenanteil sehr hoch ist – wird er sich
schon überlegt haben, wie er sich zu die-
sem Thema positioniert. Auch wenn die
Kölner CDU immer betont, ihre Wurzeln
bei Konrad Adenauer zu haben, sollten wir
in diesem Fall das geflügelte Wort „Was
interessiert mich mein Geschwätz von ge-
stern“ nicht unterstellen. Denn CDU- Biet-
mann sagte auch am 8. Juni dem Kölner
Stadt-Anzeiger – zur Verwunderung der
zahlreichen Gegner der CDU-Abschre-
ckungspolitik – „Ein Leben wie in dem
Container-Lager in Kalk macht die Men-
schen auf Dauer krank‘. 

Wenn Bietmann meint, eine befristete
Unterbringung von drei bis sechs Monaten
sei möglich, heißt dies in der Konsequenz,
dass die Flüchtlinge anders untergebracht
werden müssen, denn sie leben inzwischen
schon neun Monate im Containerlager.

Auch wenn Teile der CDU-Ratsspitze
vom „großen Missverständnis“ sprechen,
sind Bietmanns Aussagen in ganz unter-
schiedlichen Medien gebracht worden. Die
CDU hat nicht dementiert.

Gehen wir doch mal von einer positi-
ven Wende aus, die man jetzt praktisch um-
setzen muss. Deshalb hat die PDS-Offene
Liste, aber auch die Grünen, einen eigenen
Antrag auf Schließung der Containerlager
gestellt.
1. Wenn das Containerlager krank macht,
und das scheint inzwischen Mehrheitsmei-
nung im Rat zu sein, muss schnell eine Ab-
hilfe gefunden werden. Und deshalb müs-
sen die 220 Flüchtlinge anders unterge-
bracht werden.

Dazu hat die PDS in ihrem Antrag den
Vorschlag gemacht, auch städtische und
Landesunternehmen einzuschalten. Die
Bundestagsabgeordnete Ulla Lötzer hat
dazu im Bundestag eine „Kleine Anfrage“
zu den Liegenschaften des Bundesvermö-
gensamtes in Köln eingebracht.
2. Die Kosten des Containerlagers sind
enorm: Die Anmietung der Container ist
teuer. Das Rote Kreuz beschäftigt dort 33
Mitarbeiter.

Das sind alles in allem 840 Euro pro
Flüchtling. Wenn wir von einer Familie mit
vier Personen ausgehen, stehen 3360 Euro
zu Buche. Das Containerlager macht krank
und ist teuer. Es kann nicht sein, dass man für
dieses Geld keine deutlich bessere Unterkunft
findet. Und rechnet man die Kosten für die
Sammelverpflegung dazu, kommt man auf
1.150 Euro pro Person, bei einer vierköpfi-
gen Familie sind das dann 4.600 Euro.

Wie hält es die Kölner CDU mit
der christlichen Nächstenliebe?
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Gemeinsam mit dem Landesverband der
PDS in NRW unterstütze ich die Streiks
und Aktionen der Studentinnen und Stu-
denten in NRW gegen die Einführung von
Studiengebühren. 

Studiengebühren errichten neue sozi-
ale Schranken. Die SPD in NRW ver-
schärft damit die soziale Auslese im Bil-
dungswesen, obwohl die PISA-Studie die
Verfestigung sozialer Schranken als eines
der Grundübel im deutschen Bildungswe-
sen diagnostiziert hat. 

Es ist zynisch und das genaue Gegen-
teil einer sozial gerechten und zukunftsfä-
higen Politik, wenn in NRW die Studieren-
den mit 90 Millionen Euro zur Kasse ge-
beten werden, um die von der Unterneh-
menssteuerreform gerissenen Löcher im
Landeshaushalt zu stopfen. Allein im Jah-
re 2001 musste NRW 1,7 Milliarden Euro
an Körperschaftssteuer an Konzerne zu-
rückzahlen. 

Die Bundesregierung hat durch ihre
Steuerpolitik den Staat systematisch verar-
men lassen. Sie hat die Gewinne der Kon-
zerne und private Vermögen aus der Fi-
nanzierung gesellschaftlicher Aufgaben
entlassen. Umsteuern für soziale Gerech-
tigkeit und Bildung tut Not, da  sich nur

Reiche einen armen Staat leisten können. 
Um die finanziellen Spielräume für öffent-
liche Zukunftsinvestitionen in Bildung,
kommunale Infrastruktur und aktive Be-
schäftigungspolitik zu schaffen, brauchen

wir die Wiedereinführung der Vermögens-
steuer und die Sicherung einer leistungs-
gerechten Besteuerung von Unterneh-
mensgewinnen.

Ulla Lötzer, MdB

Umsteuern für soziale Gerechtigkeit und Bildung! 

Fortsetzung von Seite 1
3. Warum sollen die Flüchtlinge nicht ihr
Essen selber kochen? Selbstverständlich
macht das „Nichtstun“ im Containerlager
ebenfalls krank. Wenn das Containerlager
geschlossen wird und dezentrale Einrich-
tungen geschaffen werden für 50 oder
max. 80 Personen, wie der Katholikenaus-
schuss fordert, dann macht die Sammelver-
pflegung auch keinen Sinn mehr, weil die
Kosten noch höher werden.
4. Im Containerlager sind Roma unterge-
bracht, die schon seit zwölf Jahren in Köln
in Gemeinschaftsunterkünften leben. Für
diese Leute müssen andere Möglichkeiten
geschaffen werden.
5. Die Verwaltung will in diesem Jahr ins-
gesamt 800 Flüchtlinge nach Ex-Jugoslawi-
en abschieben. Sie will im zweiten Halbjahr
diesen Jahres die Abschiebezahlen stei-
gern. Diese Zielvorgaben sind unwürdig.
Die Innenministerkonferenz hat am 6. Juni
beschlossen, dass Abschiebungen nur in
Absprache mit der UN-Verwaltung für den
Kosovo (UNMIK) durchgeführt werden sol-
len. Dieses Gremium, aber auch die
UNHCR und die OSCE, lehnen eine
zwangsweise Rückführung für absehbare
Zeit strikt ab.

Am 14. Juni war in einer Presseerklä-
rung zu lesen: „Der Katholikenausschuss
geht nun davon aus, dass das Abschre-
ckungskonzept nicht weiter verfolgt wird.“
Die CDU sollte ihre Klientel nicht enttäu-
schen. Jörg Detjen

PDS fordert Unterzeich-
nung der Erklärung von
Barcelona für behinderte
Menschen

In der letzten Sozialausschuss-Sitzung
brachte Ratsmitglied Sengül Senol für die
PDS-Offenen Liste eine Anfrage zur „Er-
klärung von Barcelona“ ein.  Danach hat
die Kommune eine Verpflichtung, die nö-
tigen Mittel und Ressourcen für Chancen-
gleichheit, Wohlstand und Mitbestimmung
aller ihrer Bürgerinnen und Bürger bereits
zustellen. Die Unterzeichner-Städte haben
sich dazu verpflichtet, gemeinsame Kom-
munikationsnetze aufzubauen, um die
Gleichbehandlung ihrer behinderten Mit-
bürger zu fördern. Die Stadt Köln hat die-
se Erklärung bisher nicht unterzeichnet.
Die Betreuung von Behinderten ist hier in
erster Linie Sache der freien Wohlfahrts-
verbände. Bei der Stadt Köln existiert le-
diglich ein sogenannter Behindertenar-
beitskreis, in dem zusammen mit den
Ratsfraktionen, den Wohlfahrtsverbänden
und verschiedenen städtischen Stellen be-
hindertenrelevante Themen zusammen-
getragen und behandelt werden. Die Pro-
bleme der behinderten Menschen in Köln
sind nach wie vor groß.. Die Beschäfti-
gungsquote von Schwerbehinderten liegt
bei unter vier Prozent. Die Stadtverwal-
tung räumt selbst ein, dass es im Bereich
des betreuten Wohnens noch erheblichen
Bedarf gibt. Die PDS-Offene Liste fordert

daher, dass auch die Stadt Köln die Erklä-
rung von Barcelona unterzeichnet und
umsetzt. Zudem muss die Stadt Köln die
Beschäftigungschancen der behinderten
Menschen verbessern helfen und ihr fi-
nanzielles Engagement im Bereich betreu-
tes Wohnen erhöhen. 

Hohe Fluktuation im Amt
für Soziales und Senioren
Eine Anfrage der PDS-Offenen Liste im
Ausschuss Allgemeine Verwaltung und
Rechtsfragen (AVR) ergab, dass die Fluk-
tuation bei den Bezirkssozialämtern sehr
hoch ist. Anscheinend sind viele Beschäf-
tigte total überfordert. In der Antwort der
Verwaltung heißt es u.a.: „In der Zeit vom
Juli 2000 bis Juli 2001 waren bei einem
Bestand von durchschnittlich 265 Be-
schäftigten der „sicheren Hilfe“ der Be-
zirkssozialämter rund 50 Personalwechsel
zu verzeichnen.“

PDS spendet für
Flüchtlinge
Die PDS Offene Liste und PDS Kreisver-
band spendeten 300 Euro für die 
500 Roma-Flüchtlinge die derzeitig mit öf-
fentlichen Protestaktionen in Köln für ein
Bleiberecht kämpfen. Die Roma kommen
aus Essen und waren auch schon einige
Tage in Berlin.

In
fo

:
w

w
w

.a
rb

ei
te

rf
o
to

gr
af

ie
.c

o
m



Platzjabbeck 6/2002
3

Offene
Liste

In den Bezirksvertretungen
Innenstadt

Nippes 
Ehrenfeld

■■  Nippes

250 Menschen demon-
strieren für ihr Bürger-
zentrum
Das Nippeser Bürgerzentrum ist, neben
anderen,  bis heute in städtischer Hand,
andere Bürgerzentren sind in freier Trä-
gerschaft, so zum Beispiel das Ehrenfelder
Bürgerzentrum. Im April diesen Jahres
hat der Rat der Stadt Köln beschlossen zu
überprüfen, wie effektiv die städtischen
Bürgerzentren im Vergleich zu den freien
Zentren arbeiten. Bezüglich des Nippeser
Zentrums sind, ohne eine Prüfung abzu-
warten, Verhandlungen mit einem freien
Träger aufgenommen worden. Es handelt
sich bei diesem Träger um ZUG UM ZUG.
Dieser Träger unterhält in Nippes mehre-
re Einrichtungen. Seinen Schwerpunkt
hat ZUG UM ZUG bislang in der Jugend-
berufshilfe. Der Verein bildet aus, hilft jun-
gen Menschen im Berufsleben Fuß zu fas-
sen, betreibt Handwerks-, Gastronomie- ,
Unterhaltungsbetriebe und Jobbörsen. 

Die Nutzer und Angestellten des Bür-
gerzentrums sind sauer, weil von Seiten
der Verwaltung keine Gespräche bezüg-
lich der Verhandlungen mit den Betroffe-
nen, auch nicht mit dem Bürgerzentrums-
beirat geführt worden sind. Folgerichtig
haben diese Gruppen zu einer Demon-
stration aufgerufen und eine Podiumsdis-
kussion mit den Verantwortlichen organi-
siert.  So zogen letzten Samstag ca. 250
Menschen durch Nippes, um für den Er-
halt ihres städtischen Zentrums und für
eine transparente Politik zu demonstrie-
ren. Eine Bunte Demo mit Einlagen von
Chören und Jongleuren, die im Bürger-
zentrum proben.

Weniger erfreulich die nachfolgende
Podiumsdiskussion: Auf der Bühne saßen:
Bietmann (CDU), Kluth (SPD), Helling
(Grüne), Pachel (Moderator), Spiekermann 

(Kulturbeauftragter), Schwendy (Stadt-
verwaltung) und Steinforth (Bürgerzen-
trumsbeirat). Völlig vorhersehbar lieferten
die Diskutanten folgende Statements ab:
Bietmann:  Die CDU wird dafür sorgen,
dass das Bürgerzentrum ein gutes und so-

Benchmarking der
Bürgerzentren ohne 
sozialen Bezug
Die Verwaltung hat auf der letzten Sitzung
des AVR eine Mitteilung über die „Ent-
wicklung von Parameter/Kennzahlen für
ein Benchmarking in den Bürgerhäu-
sern/Bürgerzentren“ vorgelegt. Das, was
die PDS Offene Liste im Rat kritisierte,
wird jetzt Realität. Die zehn Kennzahlen
zur Untersuchung der Arbeit der Bürger-
zentren sind rein leistungsbezogen. Die
PDS, aber auch SPD und die Grünen, kri-
tisierten diese Vorgehensweise. Die Ver-
waltung habe sich diese Kritik notiert, er-
klärte der Stadtdirektor Winkelhog lapi-
dar. Die PDS fordert, dass der jeweilige
soziale Ansatz der Bürgerhäuser in diese
Leistungsrechnung einbezogen werden
muss, ebenso der stadtteilbezogene An-
satz. So betreibt z.B. das Bürgerhaus
Deutz eine umfangreiche Jugendarbeit, in
Chorweiler finden Jugend- und Senioren-
betreuung fast ausschließlich in der Regie
des Bürgerzentrums statt, ebenso das viel-
fältige kulturelle Angebot.

jöd

Steuergelder für Putz-
fimmel verschwenden?
Die Ratsmehrheit aus CDU/FDP will per
Ratsbeschluss die Verwaltung dazu be-

wegen, ein Konzept „zur Verbesserung
der Sauberkeit in Köln“ zu entwickeln.
Das Konzept soll letztendlich auf zwei Säu-
len basieren. Präventiv soll durch gezielte
Öffentlichkeitsarbeit „das Bewusstsein der
Bevölkerung für eine saubere Stadt ge-
stärkt werden“.  Repressiv sollen zudem
die ordnungsbehördlichen Instrumenta-
rien genutzt werden. Dies will heißen, eine
Knöllchentruppe soll Verunreinigungen
mit Bußgeldern ahnden. Zwischen 20 bis
25 sogenannter Ordnungshelfer sollen
dann Verunreinigungen aufspüren. Es ist
aufgrund der Personalsituation offensicht-
lich, dass diese Ordnungshelfer ihre Auf-
gabe nicht alleine erledigen können. Des-
halb wird die Bevölkerung aufgefordert,
Verunreinigungen zu melden. Es bleibt ab-
zuwarten, ob die Ratsmehrheit damit ihr
Ziel verwirklichen kann. Fest steht, dass
die Stadt Köln erheblich drängendere Pro-
bleme hat. Ratsmitglied Sengül Senol fin-
det es bestürzend, dass in Zeiten knapper
Kassen auf diese Weise Steuergelder ver-
geudet werden. 

sen

Datenschützerin bean-
standet Vodafone-Praxis
Vor einem Vierteljahr wurde publik, dass
die Mobilfunkfirma Vodafone D2 an ihre
Fachhändler und Partneragenturen eine

„Warnliste“ mit rund 45 „kritischen Kun-
denanschriften“ weitergereicht und die
Adressen Asylsuchenden und Flüchtlingn
zugeordnet hat.

Die PDS-Offene Liste wertete diese
Praxis als „tolldreisten Versuch, Gewinn-
sucht und Fremdenfurcht ohne Skrupel
auszunutzen“ und Menschen aus sozialen
Brennpunkten zu erniedrigen.

Die Bitte der PDS-Gruppe an die Lan-
desbeauftragte für den Datenschutz nach
Prüfung und rechtlicher Bewertung wurde
jetzt beantwortet. Vodafone D2 habe in ei-
ner Stellungnahme eine „unsensible Ver-
haltensweise“ des Vertriebes eingeräumt,
„bedauert“ und zugesichert, diese Praxis
umgehend einzustellen.

Die Landesbeauftragte stellte klar,
dass es einem Unternehmen zwar freige-
stellt sei, auch negative Erfahrungen in
Bonitätsprüfungen von neuen Kunden
einzubeziehen. Weiter heißt es in dem
Antwortschreiben:

„Die Kombination der Anschriften mit
der Nennung einer bestimmten Bevölke-
rungsgruppe, wie es in diesem Fall gesche-
hen ist, führt allerdings zu einer Stigmati-
sierung der betroffenen Personen, die
nicht erfolgen darf. Nach den Zusicherun-
gen des Unternehmens gehe ich davon
aus, dass Vodafone diese Praxis umge-
hend eingestellt hat. Ich werde dies in mei-
ner Zuständigkeit überprüfen.“

hum

ziales Bürgerzentrum bleibt. Helling: Man
kann nicht sagen, dass ein Bürgerzentrum
in freier Trägerschaft schlechter ist als ei-
nes in städtischer Trägerschaft, alle ande-
ren schlossen sich  Helling mehr oder we-
niger an. Schwendy versprach dann noch
die versäumte Beteiligung des Beirates,
der Bezirksvertretung und der Nutzer-
gruppen nachzuholen. Ein paar warme
Worte von Bietmann für die Mitarbeiter
des Zentrums und das haltlose Verspre-
chen der gleichen sozialen Absicherung
der Mitarbeiter bei einem freien Träger.
Einzig Steinforth versuchte, die Diskus-
sion auf die konkreten Sorgen und Ängste
der Nutzer zu richten und diese mit in die
Diskussion einzubeziehen. Von diesen
Mahnungen unbeeindruckt ignorierte Pa-
chel in seiner gewohnt arroganten Art die
Wortmeldungen der anwesenden Senio-
ren und lieferte sich ein wenig amüsantes
Wortgeplänkel mit Bietmann. Die Fragen
der Menschen blieben offen. 

Viele wollten wissen, ob sie weiterhin
ohne Verzehrzwang Schach oder Skat im
Bürgerzenrum spielen können, ob die
Kinderbetreuung bleibt, ob die Räume für
Chorproben kostenlos bleiben. Bleiben
die vertrauten Mitarbeiter des Bürgerzen-
trums?

In alle Entscheidungen, die das Bür-
gerzentrum betreffen, muss ab sofort der
Beirat einbezogen werden. MW
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Noch saubere res Köln durch Knöllchen?
In Landkreisen gibt es den Wettbewerb
„Unser Dorf soll schöner werden“, an
dem sich die Bürger emsig durch Straßefe-
gen, Heckenschneiden und Blumenpflan-
zen beteiligen.

Die Großstadt Köln muss da natürlich
etwas mehr tun. Seit dem Machtwechsel
im Rat bei der letzten Kommunalwahl ist
in Köln Sauberkeit angesagt. Am einfach-
sten geht das Auf- und Abräumen natür-
lich mit großen Dingen, Menschen z.B.,
die man von der Domplatte putzt wie die
„Klagemauer“ oder die Obdachlosen, die
man aus der Bahnhofsgegend verjagt, in-
dem man der Bahnhofsmission die Es-
sensausgabe auf dem inzwischen zum
kommerzialisierten Gourmettempel
avancierten Bahnhofsgelände verbie-
tet.

Aber Dreck bleibt Dreck,
nach wie vor schmeißen die
Leute ihren Müll neben die
Trienekens-Container,
auch wenn sie inzwi-
schen noch so
hübsch verklei-
det sind, häufen
sich die Kippen
und kleben die
Pappbrötchen
von McDonalds

in den Ecken. Da nützen auch Ausbau der
Stadt-Service-Teams oder die Übergabe
der einzelnen Reinigungsbereiche der
Innenstadt an nur für diese Gebiete zu-
ständige Reinigungsteams noch nicht sehr
viel.

Deshalb gibt es jetzt einen Antrag der
CDU/FDP-Mehrheit im Rat für ein „Ord-
nungsrechtliches Maßnahmenkonzept zur
Verbesserung der Sauberkeit in Köln“.

Die etwas zähe Sprache lässt keinen
Zweifel über die Absicht aufkommen, zu-
mal es weiter heißt: „Die Verwaltung wird
beauftragt, ein Konzept zur verbesserten
Anwendung der städtischen ordnungs-
rechtlichen Instrumentarien zu entwi-
ckeln, um gezielter gegen die Verursa-

cher von Verunreinigungen und Ver-
schmutzungen des Kölner Stadtbil-

des vorzugehen ...“
Und in der Begründung

heißt es: „Zwar finden die
Aktionen zur Verbesserung

der Sauberkeit auf die
Unterstützung nahezu

der gesamten Be-
völkerung (O-
Ton CDU-An-
trag). Jedoch
zeigt sich, dass
parallel auch die

ordnungsrechtlichen Instrumentarien aus-
geschöpft werden müssen, um den gebo-
tenen Abschreckungseffekt zu erzielen.
Ordnungsrechtliche Instrumentarien sind
an vielen Stellen im Kölner Stadtrecht vor-
handen.“

Konkret: Wer Dreck macht, soll zah-
len. Prinzipiell kein schlechter Gedanke.
Nur hakt’s aus, wenn jetzt Politessen ne-
ben dem ruhenden Verkehr noch über-
prüfen sollen, ob Sperrmüll auf der Straße
auf den bestellten Abfuhrwagen wartet
oder illegal rumliegt. Oder ob Plakate
„wild“ geklebt wurden und nach Meinung
der Kölner Außenwerbung somit den Tat-
bestand des „unlauteren Wettbewerbs“ er-
füllen (weil Kleben nur die KAW darf!!!)
oder ob Werbetafeln im „öffentlichen Stra-
ßenland“ erlaubt oder unerlaubt aufge-
stellt wurden.

In einem dreimonatigen Pilotprojekt
wird jetzt geprüft, ob und wie die neuen
Gebührenquellen erschlossen werden
können.

Vermutlich wird die Sache ausgehen
wie beim illegalen, Knöllchen nach sich
ziehenden Pinkeln an Hausmauern und
Ecken oder beim Leinenzwang für Hunde
auf Liegewiesen. Also wie immer in Köln:
„Et kütt wie et kütt, et is wie et is – und et
hätt noch immer jot jejange.“ 

hum

Gestiegene Arbeitslosig-
keit in den sozialen
Brennpunkten
Der letzten Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses lag ein Bericht über die Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktsituation vor.
Zur Arbeitslosigkeit in den Kölner Stadttei-
len heißt es dort u.a.:

„... nach den erfreulichen Rückgängen
der Arbeitslosigkeit seit 1997 hat sich die
Lage im Kölner Arbeitsmarkt zum Jahre-
sende 2001 gegenüber dem Vorjahr wie-
der verschlechtert, wobei die Kölner Stadt-
teile nach wie vor unterschiedlich stark
von Arbeitslosigkeit betroffen sind.

Die Arbeitslosigkeit stieg vor allem in
jenen Stadtteilen, die schon vorher von ei-
ner überdurchschnittlichen Arbeitslosig-
keit betroffen waren. Dabei ist die Arbeits-
losigkeit in den Stadtteilen Porz (+7,2%),
Mülheim (+5,3%), Buchheim (+4,4%),
Buchforst (+4,3% und Vingst (+4,1%) im
Vergleich zum Vorjahr nochmals deutlich
gestiegen. Die gesamtstädtische Arbeitslo-
sigkeit hat im gleichen Zeitraum lediglich
um 0,2 Prozent zugenommen …

Bei der Betrachtung der Struktur der
Arbeitslosen in den jeweiligen Stadtteilen
ist bei den arbeitslosen Jugendlichen un-
ter 25 Jahren in Vingst (+33,8%), Buch-
forst (+30%), Neubrück (25,6%), Seeberg
(+25%), Mülheim (+22,3%) sowie Ostheim

und Höhenberg (jeweils +20,6%) eine star-
ke Zunahme der Arbeitslosigkeit erkenn-
bar.“ jöd

Hetzveranstaltung am
29. Juni vor dem Aus?
Das Verwaltungsgericht Köln hat die
Nichtvergabe des Heumarktes durch die
Stadtverwaltung an Manfred Rouhs, den
Herausgeber der rechtsextremen Zeitung
“Signal”, jetzt bestätigt. Rouhs will am 29.
Juni in Köln ein großes „Pressefest” für
seine Zeitung veranstalten.

Das Urteil ist ein gutes Ergebnis der
vielfältigen Bestrebungen im Kampf ge-
gen den Rechtsextremismus in Köln. Die
PDS-Offene Liste befürchtet, dass Rouhs
jetzt versucht, eine Gaststätte anzumieten.

Das Kölner Aktionsbündnis „Köln
stellt sich quert“ steht mit dem Hotel- und
Gaststättenverband NRW in enger Verbin-
dung. Der Verband hat die Mitgliedsunter-
nehmen sofort unterrichtet. Die Nazis täu-
schen sehr oft Gastwirte über ihre wahren
Ziele. 

Unter dem Motto „Heißer Sommer
gegen Nazis“ mobilisiert ein Aktionsbünd-
nis gegen einen Naziaufmarsch in Köln
und Umgebung. jöd
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Will die FDP Toten-
sonntag abschaffen?
So könnte man meinen, wenn man die
Stimmungsmache der Spass-Partei gegen
die Verlegung der Weihnachtsmarkt-Eröff-
nung vom 23. November auf den 25. No-
vember so mitbekommt. Auf der letzten
Ratssitzung hatte OB Schramma auf An-
frage der PDS-Offenen Liste mitgeteilt,
dass diese Entscheidung so gefallen sei.

Der Katholikenausschuss hatte bereits
vor einem Jahr um eine Verlegung gebe-
ten, damit der Totensonntag (24. Novem-
ber) in Ruhe begangen werde könne. Die
PDS fordert, dass die Eröffnung des
Weihnachtsmarktes generell am 1. De-
zember sein sollte. So wird z.B. mit dem
Nürnberger Christelmarkt verfahren.

Die Verlegung der Eröffnung vom 23.
auf den 25. November könnte ein erster
Schritt in die richtige Richtung sein. Des-
halb ist die FDP auf den Koalitionspartner
CDU sauer. Die Partei will auf jeden Fall
„Spaß haben“ und die Läden auch an
Sonn- und Feiertagen rund um die Uhr
öffnen. Ein diesbezüglicher Antrag im
Landtag wurde von allen anderen Par-
teien abgelehnt. jöd
Termin … Termin … Termin …
Stadtteiltreffen Nippes 25. Juni,
19.30 Uhr, Nippeser Rathaus,
Neusser Straße 450, Raum 209.


